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Erdogans Invasionstruppen werden Kulleraugen machen
Schutzzone in Nordsyrien: „Außenpolitische Kehrtwende im Sturzflug“ und „Glatter Verstoß gegen das Völkerrecht“, FR-Politik vom 23. Oktober und Leserforum vom 19. Oktober

Die Feigheit
vor dem Freund

Wenn es je die Berechtigung oder
Verpflichtung für einen Auslands-
einsatz der Bundeswehr gab,
dann muss jetzt die Bundeswehr
beauftragt werden, deutsche IS-
Mitglieder in Syrien als Polizei in
Untersuchungshaft zu nehmen.
Was soll eine Erhöhung des Mili-
täretats, wenn ein solch begrenz-
ter Einsatz nicht möglich ist? Die
kurdischen Gefängniswärter bit-
ten seit langem flehentlich da-
rum, auch Assad müsste jetzt ein
Interesse daran haben. Eine Zu-
stimmung von UN und EU ist
nicht nötig. Zum Schutz der Bun-
deswehrpolizeisoldaten vor den
türkischen Invasoren sind harte
Wirtschaftssanktionen gegen Er-
dogan anzudrohen (Verweigerung
von VW-Investitionen, Reisewar-
nungen). Auf dieser Basis hätte
die von C. Tomuschat geforderte
deutsche Diplomatie Chancen,
ohne Verstrickung in die Nato als
Verteidigungsbündnis auf der Ba-
sis des Faustrechts, sondern auf
der Basis von Art 24 (2) GG, eines
Systems gegenseitiger kollektiver
Sicherheit, das die Interessen aller
Konfliktbeteiligten berücksich-
tigt.

Dabei ist einzugestehen, dass
der „Islamische Staat“ entstanden
ist aus dem verlogenen Faust-
rechtskrieg von G.W. Bush. Der
IS, die dadurch entmachtete Elite
unter Saddam Hussein, hat sich
ihren gestohlenen Staat zurück-
geholt, zweifellos mit verbreche-
rischen Mitteln, die abgeurteilt
und bestraft werden müssen.
Frieden im Nahen Osten und ein
Ende von IS-Anschlägen überall
auf der Welt werden erst erreicht,
wenn die Interessen des IS an ei-
ner eigenen autonomen Region
ebenso berücksichtigt werden
wie die der Israelis, der Palästi-
nenser und der Kurden, die in ih-
rer Region ein vorbildliches Ge-
meinwesen entwickelt haben.
Wer an der Idee eines Staats für
die IS-Verbrecher erschrickt, sei
daran erinnert, dass auch die
deutschen NS-Verbrecher einen
neuen, friedlichen Staat aufbauen
durften. Ein moralisches Überle-
genheitsgefühl gegenüber dem IS

verbietet sich angesichts des ver-
brecherischen US-Drohnen-
lynchmordkriegs mit verharm-
losten „Kollateralschäden“ unter
der Zivilbevölkerung, an dem
Deutschland massiv logistisch
beteiligt ist. Die deutsche Regie-
rung muss sich hier dringend
entziehen und die bisherige Feig-
heit vor dem Freund aufgeben,
um glaubwürdig Verantwortung
für den Frieden in der Welt zu
übernehmen.

Friedrich Gehring, Backnang

Wo gehobelt wird,
da fallen Späne

Dieser Dialog ist natürlich frei er-
funden:

Putin: Herr Erdogan, mein
Plan lautet wie folgt: Nachdem
sich die Amerikaner zurückge-
zogen haben, marschieren Sie in
Nordsyrien ein. Daraufhin wer-
den die Kurden in Panik geraten
und Herrn Assad um Beistand
bitten. Der erhält daraufhin
kampflos und unter russischem
Einfluss sein Territorium zu-
rück, und Sie bekommen ihre
Sicherheitszone ... zumindest
vorerst. Die syrische Armee wird
sich Ihnen gegenüber zurück-
halten.

Erdogan: Und die Amerika-
ner?

Putin: Die werden sich ruhig
verhalten. Herr Trump kann sei-
nen Rückzug als Wahlverspre-
chen verkaufen, das ist ein Deal
für ihn, mit dem er gut fährt. Im
Übrigen wird er sich eh nicht
weit aus dem Fenster lehnen, er
befürchtet, dass noch mehr De-
tails über seine Politik heraus-
kommen. Er steht intern schwer
unter Beschuss.

Erdogan: Und die EU?
Putin: Die EU ist eine Lach-

nummer, ängstlich und zerstrit-
ten. Drohen Sie ihnen mit einer
neuen Flüchtlingswelle, dann
wird sich die Empörung auf diplo-
matische Entrüstung begrenzen.
Am Ende werden sie froh sein,
wenn ihr die syrischen Flüchtlinge
ins Kurdengebiet umsiedeln wer-
det und die sich nicht auf den Weg
nachWesten machen.

Erdogan: Und die Nato?
Putin: Ein zahnloser Tiger. Die

Türkei erhält doch auch von uns
Waffen. Die größte Furcht der
Nato ist, dass sie die Türkei als
Partner verlieren. Da haben sie
nichts zu befürchten.

Erdogan: Und die Kurden?
Putin: Wo gehobelt wird, fal-

len Späne.

Erdogan: Und der IS?
Putin: Das Spiel geht immer

weiter, mein Freund.
Jochen Fretz, Frankfurt

Waffengewalt folgt
nicht automatisch

Thomas Ewald-Wehner führt in
seinem Leserbrief aus: „Spätestens
jetzt kann zu jedem Zeitpunkt der
‚Nato-Bündnisfall‘ zur (militäri-
schen) Beistandspflicht des Nato-
Mitgliedsstaates Deutschland mit
unübersehbaren Folgen führen.“

Der Angriff auf einen Bünd-
nispartner führt aber nicht „auto-
matisch“ zur Anwendung von
Waffengewalt durch die anderen
Bündnispartner. Artikel 5 des
Nato-Vertrages lässt jedem Mit-
glied Spielraum: Jede der Parteien
ist bei einem bewaffneten Angriff
auf eine oder mehrere Parteien
verpflichtet, Beistand zu leisten,
„indem jede von ihnen unverzüg-
lich für sich und in Zusammen-
wirken mit den anderen Parteien
die Maßnahmen, einschließlich
der Anwendung von Waffenge-
walt, trifft, die sie für erforderlich
erachtet, um die Sicherheit des
nordatlantischen Gebietes wie-
derherzustellen und zu erhalten.“
Wenn also eine Partei, nachdem

der Bündnisfall festgestellt wor-
den ist und damit das Recht auf
individuelle und kollektive Vertei-
digung nach Artikel 51 der Sat-
zung der Vereinten Nationen ge-
geben ist (was aber auch noch In-
terpretationssache sein dürfte),
„für sich“ feststellt, dass die An-
wendung von Waffengewalt nicht
erforderlich ist, ist das ihr gutes
Recht, denn es geht um „Maß-
nahmen, die sie für erforderlich
erachtet. Da steht der Singular.

Der Text gibt nicht her, dass
der Feststellung des Bündnisfalls
„automatisch“ die Anwendung
von Waffengewalt folgt, er gibt
auch nicht her, dass eine Partei,
die in einem solchen Fall gegen die
Anwendung von Waffengewalt ist,
von den anderen zur Anwendung
dieser Gewalt gezwungen werden
kann. Und wenn doch, dann ist es
politischer Druck, dem diese Par-
tei folgt, rechtlich zwingend ist das
nicht. Ich halte die Formulierung
zudem für eine, die den USA er-
möglichen sollte, nicht in jedem
Fall von festgestelltem Bündnisfall
mit Waffengewalt zu reagieren.
Diese Hintertür sollte aus der Sicht
der Supermacht für sie offen sein,
wenn sie sich schon der Feststel-
lung eines Bündnisfalles nicht
würde entziehen können.

In der Publizistik wird deut-
lich zu schnell mit der Verpflich-
tung zur kollektiven Anwendung
von Waffengewalt argumentiert.

Roswitha Ristau, Braunschweig

Die neue deutsche
militärische Verantwortung

Da darf man auf die Reaktion der
Betroffenen gespannt sein, wenn
Kramp-Karrenbauer die Welt mit
neuer militärischer Verantwor-
tung Deutschlands beglückt und
an der Spitze eines Bundeswehr-
Fähnleins in Nordsyrien interve-
niert. Erdogans Invasionstruppen
werden Kulleraugen machen, al-
les wird wieder gut und Kramp-
Karrenbauer Bundeskanzlerin!
Nur zur Erinnerung: Dereinst hat-
ten die Gründer der Bundesrepu-
blik Deutschland nach dem Nazi-
Desaster geschworen: Nie wieder
Krieg! Joachim Bohndorf, Bensheim

Diskussion: frblog.de/nordsyrien

Deutsche Ingenieurskunst
Zu: „SUV machen Klima-Fortschritte zunichte“, FR-Wirtschaft vom 22. Oktober

Der Anti-SUV-Protest kommt als
städtischer Protest daher: „Dieses
Auto gehört nicht in die Stadt!“
Aber aufs Land? 2,5 Tonnen Auto-
gewicht wollen bewegt sein … Die
Fehlleitung (endlicher) Ressourcen
ist offensichtlich, die CO2-Bilanz
desaströs. Klima-Fortschritte
könnten schnell realisiert werden –
ohne eine Diskriminierung von
SUV-Fahrer*innen: Tempo 120 auf
den Autobahnen, Landstraße 80
und innerörtlich 30 km/h; so for-
derte es jüngst auch die Linke/Hes-
sen. Besonders der ÖPNV ist durch
neue/zusätzliche, preisgünstige Be-
förderungsangebote gefordert und
stellt diese zeitnah zur Verfügung.

Ab dem 1.1.2021: Zulassung
von Neu-PKW nur noch als Drei-
Liter-Autos. Verwunderlich, wa-
rum diese alte Forderung nicht
gestellt wird. Die deutsche Auto-

industrie hätte eine einjährige
Umstellungszeit und könnte sich
durch smarte, intelligente PKW
profilieren Die so oft gepriesene
deutsche Ingenieurskunst ist ge-
fordert. Die deutsche Autoindus-
trie produziert die Drei-Liter-Au-
tos so, dass eine 95-prozentige
Wiederverwertung der Bauteile
möglich ist und schafft Recycling-
Industrie in Form einer „Kreis-
laufwirtschaft“. Der VW-Autogi-
gant könnte an den Lupo an-
knüpfen! Die Arbeitsplätze in der
deutschen Automobil-Industrie
wären absehbar gesichert.

Beim sozialökologischen Um-
bau sind auch die Gewerkschaf-
ten jetzt hart gefordert. Es gibt er-
kennbar Bereitschaft und politi-
sches Wollen, eine klimafreundli-
che Wende mitzubewirken!“

Thomas Ewald-Wehner, Nidderau

Ein Täter, der sich als Opfer geriert
Zu: „Streit um Pressefreiheit auf der Buchmesse“, FR-Regional vom 22. Oktober

Die Buchmesse wird von der
Frankfurter Buchmesse GmbH,
einem Wirtschaftsbetrieb des
Börsenvereins des deutschen
Buchhandels, auf dem Gelände
der Messe Frankfurt GmbH
durchgeführt. Gesellschafter der
letzteren sind zu 40 Prozent das
Land Hessen und zu 60 Prozent
die Stadt Frankfurt. Hausherr
der Buchmesse ist die Buchmes-
se GmbH. Aussteller, Fachbesu-
cher und Privatbesucher erken-
nen deren Regelwerk bei der An-
mietung von Ausstellungsfläche
sowie bei Bestellung bzw. Kauf
von Fachbesucher- und Besu-
cherausweisen an. Die Herstel-
lung von Öffentlichkeit im Sinn
der Pressefreiheit zählt zu den
Leitlinien dieser Veranstaltung.
Denn wo, wenn nicht dort,
könnten Verlage, Buchhandel

und Leser ihre freiheitliche Posi-
tion besser deutlich machen?

Auch der Publizist und Ver-
leger Götz Kubitschek, welcher
der „Neuen Rechten“ sowie den
Sympathisanten der AfD zuge-
rechnet wird, hat diese Ge-
schäftsbedingungen formal ak-
zeptiert. Aber ähnlich wie seine
Freunde Björn Höcke und Ale-
xander Gauland sucht er die Pro-
vokation bis hin zur verbalen Ge-
waltandrohung. Bewusst geriert
er sich bei jeder Gelegenheit als
Opfer, obwohl er seit Jahren Täter
ist, weil er die politische Land-
schaft mit einer rassistischen und
völkischen Ideologie vergiftet.
Diese steht im Widerspruch zu
den Grundwerten der Verfassung.

Damit Kubitschek sein Spiel
treiben kann, bedarf er der Un-
terstützung durch solche Vertre-

ter von Behörden und Justiz, die
über keine demokratische Kom-
petenz verfügen. Wenn Polizisten
mit den Usancen des Presse-
rechts offensichtlich nicht ver-
traut sind (wie der Vorfall auf der
Buchmesse belegt) und sich von
Hasspredigern wie Kubitschek
instrumentalisieren lassen, feh-
len ihnen wichtige Grundvoraus-
setzungen für die Ausübung des
Polizeidienstes. Aber auch die
Leitungsebene, also Polizeipräsi-
dent und Innenminister, erweist
sich als fachlich und politisch
ungeeignet.

Es ist höchste Zeit, dass In-
nenministerium und Polizei von
Persönlichkeiten geleitet wird,
die den Geist der Demokratie
und des Rechtsstaats verinner-
licht haben.

Klaus Philipp Mertens, Frankfurt

Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer (CDU) beim Truppenbesuch im Nordirak. DPA


